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Editorial 

Wir begrüßen Sie herzlich zur zweiten 

Ausgabe 2012 des “IFRS-Bulletin”, mit der 

wir Sie über aktuelle und bedeutsame 

Entwicklungen der IFRS informieren wol-

len. Im letzten Quartal wurden keine 

Standards oder Interpretationen in EU-

Recht übernommen. Für das folgende 

Quartal (Q2) ist das EU-endorsement der 

Änderungen an IAS 1 und IAS 19 geplant. 

Der überwiegende Teil der noch ausste-

henden Übernahmen von Standards, u.a. 

des Konsolidierungspakets, wird für das 4. 

Quartal 2012 erwartet. Trotz der Beden-

ken der EFRAG über das baldige effective 

date der Konsolidierungsstandards 

(01.01.2013) hat der IASB eine Verschie-

bung des Inkrafttretens abgelehnt. 

Gleichzeitig hat die EFRAG die Ergebnisse 

zu den Feldversuchen für das Konsolidie-

rungspaket veröffentlicht. Im Blickpunkt 

des Bulletin stehen in dieser Ausgabe 

Zweifelsfragen zur Behandlung von non-

controlling interest im Konzernabschluss. 

Unsere Fachmitarbeiter der Zentralabtei-

lung Internationale Rechnungslegung der 

BDO stehen Ihnen jederzeit gerne für 

weitere Auskünfte zur Verfügung und 

beraten Sie natürlich gerne in allen wei-

teren Fragen zur internationalen Rech-

nungslegung mit Bedeutung für Ihr Unter-

nehmen. 
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1. AKTUELLE ÜBERNAHMEN IN  
EU-RECHT 

1.1. Keine Übernahmen in EU-Recht 

Im ersten Quartal 2012 wurden keine Standards in EU-

Recht übernommen. 

1.2. Ausstehende endorsements 

Wie in der letzten Ausgabe des Bulletin (Januar 2012) 

bereits dargestellt steht das endorsement der nachfol-

gend aufgezählten Standards und einer Interpretation 

des IFRS IC noch aus: 

 IFRS 9 Financial Instruments (16. Februar 2011) 

 IFRS 10 Consolidated Financial Statements (12. Mai 

2011) 

 IFRS 11 Joint Arrangements (12. Mai 2011) 

 IFRS 12 Disclosures of Interests in Other Entities 

(12. Mai 2011) 

 IFRS 13 Fair Value Measurement (12. Mai 2011) 

 IAS 27 Separate Financial Statements (12. Mai 

2011) 

 IAS 28 Investments in Associates and Joint Ven-

tures (12. Mai 2011) 

 IAS 12 amend. Deferred tax: Recovery of Underly-

ing Assets (20. Dezember 2011) 

 IFRS 1 amend. Severe Hyperinflation and Removal 

of Fixed Dates for First-Time Adopters (20. De-

zember 2011) 

 IAS 1 amend. Presentation of Items of Other Com-

prehensive Income (16. Juni 2011) 

 IAS 19 amend Employee Benefits (16. Juni 2011) 

 IFRS 7 amend. Disclosures-Offsetting Financial 

Assets and Financial Liabilities (16. Dezember 

2011) 

 IAS 32 amend. Offsetting Financial Assets and 

Financial Liabilities (16. Dezember 2011) 

 IFRIC 20 Stripping Costs in the Production Phase of 

a Surface Mine (19. Oktober 2011) 

2. TÄTIGKEITSBERICHT 2011 DER 
DEUTSCHEN PRÜFSTELLE FÜR 
RECHNUNGSLEGUNG 

Am 18.01.2012 hat die Deutsche Prüfstelle für Rech-

nungslegung (DPR) ihren Tätigkeitsbericht 2011 veröf-

fentlicht. Aus dem Tätigkeitsbericht lassen sich die 

nachstehenden Hauptaussagen gewinnen: 

 Die Anzahl der Prüfungen mit fehlerhafter Rech-

nungslegung blieb gegenüber dem Vorjahr nahezu 

unverändert bei 25% (Vorjahr 26%). Die relative 

Fehlerquote entsprach bei Anlassprüfungen 100%, 

bei Prüfungen auf Verlangen 64% und bei Stichpro-

benprüfungen 13%. 

 Die hohe Fehlerquote war im Wesentlichen auf die 

unzureichende Berichterstattung im Lagebericht 

und im Anhang, insbesondere mit Bezug auf die 

Auswirkungen der Finanz-und Wirtschaftskrise auf 

die Unternehmenssituation, zurückzuführen. 

 Zudem spielen auch Anwendungsschwierigkeiten 

einzelner IFRS-Standards eine Rolle, hier vor allen 

Dingen die bilanzielle Behandlung von Unterneh-

menserwerben nach IFRS 3. 

Die IASB Agenda Konsultation wurde zum Anlass ge-

nommen ausgewählte IFRS-Sachverhalte, im Rahmen 

der bisher gewonnenen Erfahrungen aus ca. 700 statt-

gefundenen Prüfungen der DPR, zu adressieren und 

überdies Verbesserungsvorschläge aufzuzeigen. Auf die 

„bessere IFRS-Anwendung durch die Ersteller“ sowie 

die „bessere Durchsetzbarkeit“ wurde seitens der DPR 

ein besonderes Augenmerk gelegt. 

3. AKTIVITÄTEN DES IDW 

3.1. Auffassung des IDW - Veränderungen des 

Planvermögens in der Kapitalflussrechnung 

Am 07.09.2011 wurde der Entwurf einer Neufassung 

der IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: Einzel-

fragen zur Anwendung von IFRS (IDW ERS HFA 2 n.F.) 

vom Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) verabschiedet. 

Bei der Darstellung von Veränderung des Planvermö-

gens nach IAS 19 in der Kapitalflussrechnung, emp-

fiehlt der HFA im Entwurf weiterhin u.a. die Einbrin-

gung von Zahlungsmitteln oder Zahlungsmitteläquiva-

lenten in den Fonds als „Cashflows aus der betriebli-

chen Tätigkeit“ zu klassifizieren. 

Die DPR hat dem IDW schon im Januar 2012 mitgeteilt, 

dass eine solche Zuordnung in ihren Augen sogar als 

zwingend anzusehen ist. Eine Abweichung von dieser 

Darstellung wäre als fehlerhaft zu beurteilen. Die 

Kommentierungsfrist zum Entwurf des IDW endete am 

29.02.2012. Daran anschließend berät sich der HFA vor 

dem Hintergrund der eingegangenen Änderungs- und 

Ergänzungsvorschläge sowie der geäußerten Auffas-

sung der DPR. 

3.2. Erneute Stellungnahme des IDW zur Bilan-

zierung von griechischen Staatsanleihen 

Am 07.02.2011 haben sich der Bankenfachausschuss 

und der Versicherungsfachausschuss des IDW zur Bera-

tung über die Bewertung griechischer Staatsanleihen 

in IFRS-Abschlüssen zum 31.12.2011 getroffen. 

Wie auch bereits in der Stellungnahme "Abbildung der 

Risiken aus griechischen Staatsanleihen in Zwischenab-

schlüssen zum 30.06.2011, vor dem Hintergrund aktu-

eller Entwicklungen" vom 19.07.2011 wird die Wertbe-
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richtigungserfordernis für griechische Staatsanleihen 

sowie die Notwendigkeit zusätzlicher erläuternder 

Angaben im Lagebericht und/oder Anhang auch zum 

31.12.2011 hervorgehoben. Die Existenz einer Wert-

minderung ist somit weder an die Laufzeit noch an 

einer Teilnahme an einem Umtauschprogramm ge-

knüpft. Im Detail gilt: 

 Anleihen klassifiziert als loans and 

receivables/held to maturity bzw. handelsrechtli-

ches Anlagevermögen unterliegen einem Ab-

schreibungsbedarf der deutlich höher ist als die 

bisher diskutierten 50%. Grundsätzlich könnte im 

Zweifel problemlos eine Abschreibung auf den 

Marktwert der noch im Umlauf befindlichen Anlei-

hen vorgenommen werden. Werterhellende Er-

kenntnisse sind auch nach dem Abschlussstichtag 

bei der Bewertung zum 31.12.2011 zu berücksich-

tigen. 

 Anleihen klassifiziert als financial assets at fair 

value through profit or loss/available for sale 

bzw. des handelsrechtlichen Umlaufvermögens sind 

zum Zeitwert zu bewerten. Grundsätzlich ist vom 

Vorliegen eines aktiven Marktes zum 31.12.2011 

auszugehen. Für einzelne Emissionen sei eine ge-

wisse Marktinaktivität aber nicht pauschal aus-

schließbar. 

 Der Lagebericht erfordert diesbezüglich eine an-

gemessene Risikoberichterstattung. 

 Mit Hinblick auf IFRS-Abschlüsse bzw. den IFRS 

Anhang wird nochmals auf die Verlautbarung der 

europäischen Wertpapieraufsichtsbehörde (ESMA) 

vom 25.11.2011 (public statement vom 25.11.2011: 

sovereign debt in IFRS financial statements) hin-

gewiesen. 

 Für den handelsrechtlichen Einzel- bzw. Konzern-

abschluss sind die Pflichtangaben nach § 285 HGB 

bzw. § 314 HGB zu beachten. 

4. AKTIVITÄTEN DER EFRAG 

4.1. Finale Stellungnahme zum Standard-

entwurf Investment Entities 

Am 18. Januar 2012 hat die European Financial Repor-

ting Advisory Group (EFRAG) ihre endgültige Stellung-

nahme zum Standardentwurf ED/2011/4 Investment 

Entities des IASB veröffentlicht. Die von investment 

entities beherrschten Beteiligungen sollen vom An-

wendungsbereich des IFRS 10 (Vollkonsolidierung) 

ausgeschlossen und stattdessen im Einklang mit IFRS 9 

erfolgswirksam zum fair value bewertet werden. Ent-

sprechend wird zur konformen Behandlung auch eine 

Klarstellung in IAS 28 aufgenommen. 

Von Bedeutung sind in diesem Zusammenhang die 

Merkmale, die investment entities von anderen Einhei-

ten abgrenzen. Hierzu enthält der Entwurf einen Kri-

terienkatalog. Die EFRAG stimmt dem Vorschlag des 

IASB grundsätzlich zu. Darüber hinaus sollten Mutter-

unternehmen von investment entities nach Ansicht der 

EFRAG die fair value Bilanzierung von Enkelgesell-

schaften auch fortführen dürfen. So bilanziert eine 

investment entity die verschiedene Beteiligungen hält, 

wovon manche beherrscht werden und über manche 

ein maßgeblicher Einfluss besteht, diese im Einzelab-

schluss oder Teilkonzernabschluss zum fair value. 

Nach den Vorschlägen des IASB ist aber im Konzernab-

schluss eine Vollkonsolidierung geboten, sofern sich 

die Muttergesellschaft selbst nicht als investment 

entity qualifiziert. Der EFRAG hält auch in diesem Fall 

eine Bilanzierung zum fair value für geboten. 

4.2. Übernahmeempfehlung der Änderungen 

an IAS 32 und IFRS 7 durch EFRAG erwo-

gen 

Am 26. Januar 2012 hat die EFRAG zur Stellungnahme 

hinsichtlich der vorgeschlagenen Übernahmeempfeh-

lung für die Änderungen an den Saldierungsvorschrif-

ten in IAS 32 und IFRS 7 aufgerufen. Die Frist der Stel-

lungnahme lief Ende Februar ab. 

Gem. IAS 32.42 werden finanzielle Vermögenswerte 

und Schulden saldiert, wenn aus objektiver Sicht eine 

Saldierung rechtlich durchsetzbar (IAS 32.42 (a)) und 

aus subjektiver Sicht eine Begleichung auf Nettobasis 

bzw. eine simultane Begleichung der finanziellen Ver-

mögenswerte und Schulden beabsichtigt ist. 

Die Änderungen sollen helfen bestehende Inkonsisten-

zen in der Anwendung zu beseitigen. Gemäß dem 

Änderungsentwurf sind die objektiven Anforderungen 

des IAS 32.42 (a) zukünftig erst erfüllt, wenn die Auf-

rechnungsmöglichkeit nicht von zukünftigen Bedingun-

gen abhängt und auch bei Insolvenz einer der beiden 

Parteien erhalten bleibt. Insoweit eigenen sich Nach-

rangverbindlichkeiten generell nicht für eine Saldie-

rung. Aus subjektiver Sicht kommt es auf die bisherige 

Praxis des Unternehmens im Umgang mit gleichartigen 

Vermögenswerten und Verbindlichkeiten an. In der 

Folge des Standardentwurfs werden auch die 

Anhangvorschriften erweitert (IFRS 7.13C), so ist zum 

Beispiel eine Überleitung von der Bruttoposition zur 

Nettoposition vorzunehmen. 

Sowohl mit Bezug auf die Kosten- und Nutzenabwä-

gung als auch vor dem Hintergrund der Übernahmekri-

terien der EU kommt die EFRAG vorläufig zu einer 

positiven Einschätzung. 

4.3. Ergebnisse der Feldversuche zu IFRS 10, 

IFRS 11 und IFRS 12 

Die EFRAG hat am 27. Februar 2012 überblicksartig die 

eingegangenen Rückmeldungen im Rahmen der Feld-

versuche zu IFRS 10, IFRS 11 und IFRS 12 dargestellt. 

Damit möchte die EFRAG einen Einblick über die Im-

plikationen der Praxisanwendung bzw. Umsetzung der 
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Vorschriften gewinnen. Grundlegend herauszustellen 

im Rahmen der Feldversuche zu IFRS 10 ist Folgendes: 

 Der Standard bietet eine klarere Hilfestellung zur 

Bestimmung von Kontrolle und zur Berücksichti-

gung anderer Faktoren. 

 Insbesondere Banken und Versicherungen sind von 

den Anwendungsherausforderungen stark betrof-

fen. 

Im Detail ergaben sich u.a. die folgenden Ergebnisse: 

 In 3 von 10 Fällen hat die Einführung des neuen 

Konsolidierungsstandards einen signifikanten Ein-

fluss auf die Kontrollbeurteilung und in 50% der 

Fälle müssen die bestehenden Prozesse modifiziert 

oder neue Prozesse implementiert werden, um die 

neuen Anforderungen umsetzen zu können. 

 Grundsätzlich lassen sich bei der Anwendung der 

verschiedenen Faktoren (principal agent/de facto 

control/potential voting rights) zwar vielfach An-

wendungsprobleme identifizieren, jedoch bestehen 

in den überwiegenden Fällen keine wesentlichen 

Einflüsse auf den Abschluss. 

 Im Rahmen der Beurteilung der Auswirkungen der 

Neuregelungen auf Zweckgesellschaften ergibt sich 

in 6 von 17 Fällen eine Erweiterung des Konsolidie-

rungskreises sowie aber auch eine Verschlankung 

des Konsolidierungskreises in 7 von 17 Fällen. Ins-

gesamt wird nur in 4 von 14 Fällen von einem we-

sentlichen Einfluss auf den Abschluss ausgegangen. 

Darüber hinaus ergaben sich bezüglich der Feldversu-

che zu IFRS 11 folgende Kernpunkte: 

 Fast alle teilnehmenden Unternehmen strukturie-

ren Ihre gemeinsamen Vereinbarungen zurzeit qua 

rechtlich selbständigem vehicle. Ungefähr die Hälf-

te der teilnehmenden Unternehmen verwendet da-

für die momentan noch geltende Quotenkonsolidie-

rung. 

 Nach Auskunft der Teilnehmer wäre ein Teil Ihrer 

Beteiligungen im Zuge der Neuregelung in Joint 

operations auf Basis der facts and circumstances 

umzuklassifizieren. Hierbei handele es sich jedoch 

eher um eine geringfügige Anzahl. Größtenteils be-

rührt dies Unternehmen der Energie, Öl und Gas 

Industrie. 

 Weitaus mehr Teilnehmer erwarten eine 

Umklassifizierung der gemeinsamen Vereinbarun-

gen aufgrund der Rechtsform und der vertraglichen 

Ausgestaltung (insbesondere aufgrund von Gesell-

schaftervereinbarungen). 

 Allgemein sei nicht gewährleistet, dass die Neure-

gelung grundsätzlich die wirtschaftliche Substanz 

der Vereinbarung besser widerspiegelt als vorher. 

In Zukunft sei vielfach von einer Zunahme der 

diversity in practice auszugehen, da ein größerer 

Spielraum zur Beurteilung entsteht. 

 Insbesondere wurde die mangelnde Anwendungshil-

fe bei der Beurteilung der Klassifizierung ange-

mahnt. Dazu ergeben sich auch Probleme bei der 

Festlegung der Basis aufgrund der der Anteil an ei-

ner joint operation festgestellt wird (ownerhsip 

interest oder percentage of output; Zur Diskussion 

auch Bulletin Blickpunkt Q1/2012). 

Die Ergebnisse der Feldversuche sind teilweise schon 

in die Entwürfe der Übernahmeempfehlungen und der 

Auswirkungsanalyse der Standards eingeflossen. Ein 

EU-endorsement des Standards ist für Q4/2012 ge-

plant. 

5. FASB RÜCKT VOM ZIEL EINER KON-
VERGENZ MIT DEN WERTMINDE-
RUNGSVORSCHRIFTEN DES IASB AB 

Der US-amerikanische Standardsetzer (Financial 

Accounting Standards Board, FASB) hat mit den 

proposed ASU—intangibles–goodwill and other (topic 

350): testing indefinite-lived intangible assets einen 

Entwurf zu Wertminderungstests bei Vermögenswerten 

mit unbestimmter Nutzungsdauer zur Erweiterung der 

bestehenden Regelungen von ASC 350-30 veröffent-

licht. Dies soll vereinfachend und kostensenkend wir-

ken. 

Gegenwärtig sind Vermögenswerte mit unbestimmter 

Nutzungsdauer nach US GAAP - wie nach IAS 36 - min-

destens einmal jährlich auf eine mögliche Wertminde-

rung zu überprüfen. Dabei ist eine Wertminderungsin-

dikation gegeben, wenn die Summe der 

undiskontierten cashflows den Buchwert unterschrei-

tet (Stufe 1). In einem solchen Fall ist dann auf Stufe 2 

die Wertminderung als Unterschiedsbetrag von Buch-

wert und dem fair value zu bestimmen (ASC 350-30-

35-18). Zukünftig soll ein Unternehmen nun für be-

stimmte Vermögenswerte (z.B. Marken, Lizenzen) auf 

der ersten Stufe einen qualitativen (Wahrscheinlich-

keits-)Test durchführen können. Ist bereits auf dieser 

Ebene eine Wertminderung nicht „more likely than 

not“, muss kein (nachgelagerter) quantitativer Wert-

minderungstest durchgeführt werden. Die Ausnahme 

ist optional, d.h. ein quantitativer Test kann durchge-

führt werden. Mit dem Neuentwurf geht eine Abkehr 

von einer Konvergenzlösung mit den Regelungen der 

IFRS nach IAS 36 einher. Stellungnahmen zum Ände-

rungsentwurf können noch bis zum 24.04.2012 beim 

FASB eingereicht werden. 
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6. AKTUELLE VERÖFFENTLICHUNGEN 
DES IASB 

6.1. IASB gibt Änderungen an IFRS 1 heraus 

Der International Accounting Standards Board (IASB) 

hat am 13. März 2012 die Änderungen an IFRS 1 First-

Time Adoption of IFRS herausgegeben. Die Änderun-

gen, die sich auf Darlehen der öffentlichen Hand zu 

Zinssätzen, die nicht den marktüblichen Zinssätzen 

entsprechen, beziehen, bieten IFRS-Erstanwendern 

eine Ausnahmeregelung zur vollen retrospektiven 

Anwendung der IFRS bei der Bilanzierung solcher Dar-

lehen im Übergang auf IFRS. Diese Erleichterung wurde 

auch bestehenden IFRS-Anwendern gewährt. Die Ände-

rungen treten für Geschäftsjahre in Kraft, die am oder 

nach dem 1. Januar 2013 beginnen, wobei eine vorzei-

tige Anwendung gestattet ist. 

6.2. IASB veröffentlicht aktualisiertes Arbeits-

programm 

Am 13. März 2012 hat der IASB das aktualisierte Ar-

beitsprogramm herausgegeben. Die Änderungen im 

überarbeiteten Arbeitsprogramm sind nachfolgend 

zusammengefasst: 

 Agendakonsultation: 

Die eingereichten Kommentierungen werden in 

Q2/2012 vom IASB bewertet. Eine darauf aufbau-

ende Entwicklung der Strategie soll in der zweiten 

Jahreshälfte 2012 erfolgen. 

 Finanzinstrumente: 

Ein Entwurf zur Bilanzierung von Sicherungsbilan-

zierung bzw. der Überprüfung der allgemeinen Vor-

schriften wird für das zweite Quartal 2012 geplant. 

Der Standard selbst soll in der zweiten Jahreshälfte 

2012 veröffentlicht werden. Der Standardentwurf 

oder auch ein Diskussionspapier zum macro hedge 

accounting werden ebenfalls für die zweite Jahres-

hälfte 2012 erwartet. 

 Leasingverhältnisse: 

Ein neuer exposure draft soll in der zweiten Jah-

reshälfte 2012 veröffentlicht werden. 

 AIP 2010-2012: 

Der Standardentwurf zu den jährlichen Verbesse-

rungen sollen in Q2/2012 herausgegeben werden. 

 Nachuntersuchung bereits eingeführter Standards: 

Die Nachuntersuchung von IFRS 8 reporting seg-

ments wurde zur Kommentierung freigegeben. Die-

se sollen bis Ende Q2/2012 eingereicht werden. Die 

Nachuntersuchung von IFRS 3 business 

combinations soll ab Q2/2012 durchgeführt wer-

den. 

6.3. IASB Update - keine Verschiebung des 

effective date von IFRS 10 

Der IASB beriet am 26.01.2012 über die effective da-

tes der neuen sowie überarbeiteten Standards des 

„Konsolidierungspakets“ (IAS 27, IAS 28, IFRS 10, IFRS 

11, IFRS 12). Dem vorgelagert war ein Brief der EFRAG 

in dem eine Verschiebung des effective date gefordert 

wurde. Die kurze Vorlaufzeit bis zum effective date 

am 1. Januar 2013 führt zu Bedenken beim EFRAG, ob 

eine reibungslose Umsetzbarkeit gewährleistet werden 

kann. Auch die anhaltenden Beratungen zum Projekt 

investment entities wie auch zu den Änderungen der 

Übergangsbestimmungen des IFRS 10 führten zu einem 

potentiellen Konflikt mit dem effective date. 

Den Bedenken der EFRAG wurde nicht Rechnung getra-

gen. Der IASB votierte für die Beibehaltung des ur-

sprünglich geplanten effective date. 

7. BLICKPUNKT: ZWEIFELSFRAGEN 
DER BEHANDLUNG VON NCI IM KON-
ZERNABSCHLUSS 

7.1. Zugangs- und Folgebewertung von NCI 

Das Eigenkapital (EK) ermittelt sich residual aus den 

Vermögenswerten abzüglich der Schulden eines Unter-

nehmens. Der Residualbetrag entfällt auf die Gesell-

schafter des Unternehmens, wobei bilanziell zwei 

Arten von Gesellschaftern ausgewiesen werden: be-

herrschende und nicht beherrschende Gesellschafter. 

Auch der Anteil der nicht beherrschenden Gesellschaf-

ter (non-controlling interest; NCI) am Eigenkapital 

bestimmt sich residual, d.h. alle nicht mittelbar oder 

unmittelbar auf die beherrschenden Gesellschafter 

entfallen Eigenkapitalanteile sind NCI. 

Bei Zuführungen zum EK ergibt sich die Zunahme aus 

dem Wert der Einlage, wobei der NCI Anteil residual 

ermittelt wird. Beim Zugang qua business combination 

ergibt sich ein Bilanzierungswahlrecht für NCI, d.h. 

wahlweise als Anteil am Reinvermögen zu diesem 

Zeitpunkt oder als Anteil am Unternehmenswert, d. h. 

unter Einbeziehung eines goodwill (sog. full goodwill-

Methode). 

Beispiel: 

Das Mutterunternehmen MU erwirbt 80% der Anteile an 

einer börsennotierten Gesellschaft TU zu einem Preis 

von 800 GE. Das Nettovermögen der TU zum fair value 

beträgt 750 GE. 

Wird gem. IFRS 3 (2008) kein Minderheiten-goodwill 

aufgedeckt ergibt sich ein auf die MU entfallender 

goodwill von: 

800 GE +0,2 x 750 GE - 750 GE= 200 GE 

Folgende Buchung ergibt sich entsprechend: 

Vermögen  750 GE an Bank 800 GE 

goodwill  200 GE an NCI 150 GE 
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Wird hingegen die full goodwill-Methode angewandt, 

d.h. der auf die NCIs entfallende goodwill aufgedeckt, 

erhöht dies den goodwill sowie auch die NCIs. Ist im 

Kaufpreis für die 80% keine Kontrollprämie enthalten, 

ergibt sich der fair value des NCI durch einfache Hoch-

rechnung mit 0,2 x 800/0,8 = 200 GE. Dies führt zu 

folgenden Werten: 

Der damit einhergehende zu berücksichtigender good-

will beträgt: 

800 GE + (800 GE / 0,8) x 0,2 - 750 GE = 250 GE 

Folgende Buchung ergibt sich entsprechend: 

Vermögen  750 GE an Bank 800 GE 

goodwill  250 GE an NCI 200 GE 

Nach der Zugangsbewertung wird das NCI um den 

darauf entfallenden Gesamtergebnisanteil fortge-

schrieben. Das Gesamtergebnis wird aufgeteilt in Ab-

hängigkeit der am Ergebnis partizipierenden Instru-

mente. Die Eigenkapitalanteile ohne Ergebnisansprü-

che sind wertmäßig einzufrieren. Der Anteil der NCI an 

einer Wertberichtigung des goodwill ist jedoch abhän-

gig von den Anteilsquoten der Gesellschafter am full 

goodwill. Wurde in der business combination kein full 

goodwill angesetzt entfällt eine spätere Wertminde-

rung nur auf die beherrschenden Gesellschafter. Den-

noch bleibt für impairment-Testzwecke eine Orientie-

rung am full goodwill, d.h. eine Schattenrechnung für 

den goodwill Anteil der NCI, unerlässlich. 

7.2. Veränderungen der Anteilsverhältnisse 

und der Ausweis von NCIs 

Änderungen in den Anteilsverhältnissen zwischen den 

nicht beherrschenden und den beherrschenden Gesell-

schaftern im Konzernverbund führen i.d.R. zum Zu-

fluss von Vermögenswerten bei Abstockung (Bank an 

NCI) und zum Abfluss von Vermögenswerten bei Auf-

stockung der Anteile (NCI an Bank). Werden nicht-

finanzielle Vermögenswerte hingegeben kann sich über 

den Bilanzkürzungs- oder Verlängerungseffekt hinaus 

eine Gesamtergebnisauswirkung ergeben, wenn Buch-

wert und beizulegender Zeitwert des hingegebenen 

Vermögenswertes differieren. Gleiches gilt für ge-

währte Sachdividenden, die zum Zusagezeitpunkt 

ebenfalls zum fair value zu bewerten ist. Statuswah-

rende Anteilsveränderungen gehen mit einer Wertver-

schiebung zwischen den Gesellschaften im EK einher. 

Dieses verteilt sich auf die Gesellschafter nach den 

relativen Konzernanteilen. 

Unklar ist z.T., mit welchem Wert der NCI bei einer 

Abstockung anzusetzen ist. Mindestens ist die Beteili-

gung der (neuen) NCI am Nettovermögen (net assets 

ohne goodwill) zu berücksichtigen. Ob bzw. wann 

darüber hinaus auch ein Anteil am goodwill erfasst 

werden kann/muss, ist strittig, da es diesbezüglich an 

expliziten Regelungen fehlt: Im Schrifttum finden sich 

zur Ausfüllung dieses faktischen Wahlrechts u.a. fol-

gende beispielhaften Überlegungen: 

 

Beispiel: 

(1) 

Das Nettovermögen eines 100%-igen TU beträgt inkl. 

goodwill 600 GE; 20% der Anteile werden für 200 GE 

veräußert: 

Geld 200 GE an NCI 120 GE (inkl. goodwill) 
  an EK 80 GE 

Der Minderheitenanteil würde inkl. goodwill erfasst. 

Unklar bleibt, ob dies auch gilt, wenn der bei 100%-

Erwerb aufgedeckte goodwill nicht (oder nicht nur) 

dem Tochterunternehmen, sondern unter Berücksich-

tigung von Synergien (z.T.) anderen Konzernteilen 

ohne Beteiligung der NCI zugeordnet wurde. 

(2) 

Der Erwerb eines 100%-igen Anteils an TU erfolgt Ende 

01 zu einem Kaufpreis von 125 GE (davon net assets 

100 GE, goodwill 25 GE). Das Ergebnis 02 in Höhe von 

20 GE wird bei TU thesauriert (net assets 120 GE, 

goodwill 25 GE). Anfang 03 werden 30% der Anteile zu 

einem Preis von 40 GE verkauft. Bevorzugte Lösung: 

Geld 40 GE an NCI 36 GE 
  an EK 4 GE 

Den NCIs wird somit kein Anteil am goodwill zugeord-

net. Auch für zulässig gehalten werden weitere Lösun-

gen, u.a. folgende: 

Geld 40 GE an NCI 40 GE 

Hierbei wird der Minderheiten in Höhe des verein-

nahmten Kaufpreises angesetzt und somit ohne Rück-

sicht auf die konkrete Höhe des goodwill. 

(3) 

In 01 erwirbt MU 80% an TU für 920 GE. Die net assets 

der TU betragen 1.000 GE, der goodwill (bei Verzicht 

auf die full goodwill-Methode) 120 GE. Das Ergebnis 01 

ist ausgeglichen (keine Änderung net assets). Anfang 

02 werden 20% für 265 GE veräußert. Als eine Lösung 

(“others may also be appropriate”) wird folgende 

angeben: 

Ein Viertel des goodwill (entsprechend des Verhältnis-
ses 20% von 80% verkauft), also 30 GE werden der 
neuen Minderheit zugerechnet. 

Geld 265 GE an NCI 230 GE (inkl. goodwill) 
  an EK 35 GE 

Ein Problem dieser Lösung liegt in der gesplitteten 

Bewertung des NCI: Während die alten NCI von 20%  

weiterhin mit 200 geführt werden, erfolgt die Bewer-

tung der neuen NCI von ebenfalls 20% mit 230 GE. 

Daneben stellt sich (wie unter (1)) das Problem, wie 

mit einem goodwill umzugehen ist, der bei Erstkonso-

lidierung nicht der TU, sondern (z.T.) anderen Kon-

zerneinheiten zugeordnet wurde. 

Eine deutliche Einschränkung des auch durch diese 

Beispiele verdeutlichten faktischen Wahlrechts ist u.E. 

aber in dem Fall gegeben, in dem schon bei ursprüng-
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lichem Erwerb ein Minderheitenanteil entstand und 

dieser nach der full goodwill-Methode bilanziert wur-

de. Treten dann zu einem späteren Zeitpunkt weitere 

Gesellschafter im Wege der Abstockung bei, ist eine 

Zurechnung des Anteils am goodwill auch an diese 

sachgerecht, da so gerade eine einheitliche Bewertung 

von altem und neuem Minderheitenanteil gewährleis-

tet wird. 

7.3. Weitergehende Fragestellungen 

Fraglich erscheint die Art und Weise des Ausweises von 

NCI im Teilkonzernabschluss die im Konzernverbund 

z.B. durch die Muttergesellschaft gehalten werden. 

Beispiel: 

Die MU hält 80% an der TU die wiederum 75% an der 

EU hält. Die restlichen 25% der Anteile an der EU wer-

den von der MU (20%) und einem fremden Dritten 

gehalten (5%) gehalten. Im Abschluss/Anhang der TU 

wurden entsprechend 25% der Anteile an der EU als 

NCI ausgewiesen, darüber hinaus wird jedoch auch 

offengelegt, dass ein Teil der NCI auf die Muttergesell-

schaft MU entfällt. 

Der Ausweis hängt von der Interpretation des Teilkon-

zernabschlusses entweder als Ausschnitt aus dem Ge-

samtkonzern oder als rechtlich vollkommen selbst-

ständiger Abschluss ab. Im ersten Fall ergibt sich kein 

Ausweis der Anteile der M als NCI, so dass insgesamt 

nur 5% der Anteile als nicht beherrschend ausgewiesen 

werden. Im zweiten Fall werden NCI i.H.v. 25% ausge-

wiesen, d.h. der Teilkonzernabschluss wird als recht-

lich selbstständig angesehen. U.E. kann nach beiden 

Möglichkeiten vorgegangen werden. Es ergibt sich aber 

in beiden Fällen eine Erläuterungspflicht zur Behand-

lung der Anteile im Teilkonzernabschluss der T bei 

gegebener besonderer Konstellation. 

7.4. Zusammenfassung 

Grundsätzlich wird der Anteil der NCI am EK residual 

bestimmt. Zuführungen zum EK ergeben sich z.B. 

durch Einlagen oder Zugänge im Rahmen business 

combinations, woran anschließend die NCIs residual 

ermittelt werden. Bei letzteren ergibt sich ein Bilan-

zierungswahlrecht für NCI (Anteil am Reinvermögen 

oder am Unternehmenswert). In der Folge werden die 

NCIs um ihren Gesamtergebnisanteil fortgeschrieben. 

Änderungen in den Anteilsverhältnissen zwischen den 

NCI und den beherrschenden Gesellschaftern führen 

zum Vermögenswertzufluss bei Abstockung und zum 

Vermögenswertabfluss bei Aufstockung der Anteile. 

Statuswahrende Anteilsveränderungen führen zur 

Wertverschiebung im EK. Dieses verteilt sich auf die 

Gesellschafter nach den relativen Konzernanteilen. 

Hierbei fehlt es jedoch an Vorgaben für einen Vertei-

lungsschlüssel bzgl. des goodwill. 

Ein Ausweis von Anteilen im Zuge der Konsolidierung 

eines vollkonsolidierten Tochterunternehmens in ei-

nem Teilkonzernabschluss, die auf die eigene Mutter-

gesellschaft als NCI entfallen, steht im Ermessen des 

Bilanzierenden. Hierfür geltenden aber u.E. besondere 

Erläuterungspflichten zur Behandlung der Anteile im 

Teilkonzernabschluss aufgrund der gegebenen beson-

deren Konstellation. 

Quellen: 

Norbert Lüdenbach, in: IFRS Haufe-Kommentar 10. 

Auflage 2012, § 31, Kap. 4.6. 

Jens Freiberg, in: PiR 9/2011, S.263 ff. 

Jens Freiberg, in: PiR 7/2009, S.210 ff. 
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